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Volkszählung. Die jetzt veröffentlichten Ergebnisse des Zensus vom Mai 2011 
kosten einige Bundesländer richtig viel Geld. Dafür sorgen die Spielregeln des 
Länderfinanzausgleichs.

zum Beispiel musste sich jetzt vom 
Status der 3,5-Millionen-Stadt ver-
abschieden, denn die bisherige Fort-
schreibung wies 176.000 Menschen 
zu viel aus (Grafik).

Schwamm drüber, könnte man 
sagen, das kratzt allenfalls am Re-
nommee der Stadt. Aber die Sache 
ist etwas diffiziler, denn der Länder-
finanzausgleich basiert letztlich auch 

auf der Wirtschafts- bzw. Steuer-
kraft je Einwohner (Grafik und Kas
ten Seite 2). Laut den Spielregeln des 
Länderfinanzausgleichs bekommen 
wirtschaftlich schwächere Bundes-
länder Geld aus dem gemeinsamen 
Topf und stärkere müssen die Zeche 
zahlen. Die jetzige Korrektur der 
Einwohnerzahlen hat somit Gewin-
ner und Verlierer hervorgebracht:

•	 Verlierer. Weil die Hauptstädter 
nicht mehr ganz so arm sind wie 
früher berechnet, müssen sie jetzt 
Zuweisungen zurückzahlen – 

Wohnungsbau. Die 
niedrigen Abschreibungs-
sätze behindern Investi-
tionen in Mietwohnun-
gen – das schadet dem 
Wohnungsmarkt.
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In Deutschland wurde im Mai 
2011 zum ersten Mal in der Ge-
schichte der wiedervereinigten Re-
publik das Volk gezählt. Davor gab 
es in der DDR 1981 eine Volkszäh-
lung und in Westdeutschland 1987. 
In der Zwischenzeit wurden die Ein-
wohnerzahlen fortgeschrieben.

Das allerdings ging, wie man heu-
te weiß, ziemlich daneben. Berlin 
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Deutschland geschrumpft
Bevölkerung Ende 2011 in 1.000 auf Basis der im Mai 2011 durchgeführten Volkszählung
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Um die künftige Fortschreibung 
zu verbessern, wäre zu klären, wa­
rum sich die Zahlen für Hamburg 
und Berlin so viel weiter von der 
Realität entfernt hatten als die ande­
rer Bundesländer und Großstädte. 
Ein Grund dafür ist sicherlich, dass 
die beiden Metropolen besonders 
viele Migranten anziehen. Viele Aus­
länder melden sich offensichtlich 
nicht ab, wenn sie zurück in ihre 
Heimat gehen, und stehen deshalb 
weiter im Melderegister. Köln indes, 
wo ebenfalls viele Migranten leben, 
hatte Ende 2011 genau 1,013 Milli­
onen Einwohner – nur 0,3 Prozent 
weniger als seit 1987 fortgeschrieben.

Hamburg, das 2012 erstmals Geld 
aus dem Ausgleichstopf  erhalten 
hatte, wird mit 81.000 Einwohnern 
weniger plötzlich wieder zum Geber­
land – und muss ebenfalls auf Mil­
lionen verzichten.

•	 Profiteure. Bayern, dessen Bevöl­
kerung weniger stark nach unten 
korrigiert wurde als im Bundes­
durchschnitt, steht auf der Gewin­
nerseite. Denn der Durchschnittsbay­
er ist durch die neuen Zahlen relativ 
gesehen ein wenig ärmer geworden 
– damit bleibt nun mehr Geld in der 
Landeskasse.

Freuen kann sich auch Rhein­
land-Pfalz. Da hier der Zensus nur 
9.000 Einwohner weniger ergab, als 
die Statistik bislang auswies, erhält 
das strukturschwache Land erheb­
lich mehr Geld aus dem Finanzaus­
gleich als vorher.

und zwar rückwirkend seit dem 
Jahr 2011 insgesamt rund 1 Milliar­
de Euro. Denn das Bruttoinlands­
produkt je Einwohner ist über Nacht 
von 29.400 auf 31.000 Euro gestie­
gen. Es liegt damit nur 6 Prozent 
unter dem deutschen Durchschnitt, 
zuvor waren es 9 Prozent.

Aber auch Länder, die in den Fi­
nanzausgleich einzahlen, sind ge­
kniffen, wie zum Beispiel Baden-
Württemberg. Für das Ländle ergab 
der Zensus ein Bevölkerungsminus 
von 274.000 Einwohnern gegenüber 
der Fortschreibung. Damit sind 
Schwaben und Badener pro Kopf 
gerechnet reicher als gedacht. Das 
Land muss daher nach Berech­
nungen des Finanzwirtschaftlichen 
Forschungsinstituts der Universität 
Köln allein für 2012 rund 220 Milli­
onen Euro zurückzahlen.
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Quelle: Finanzwissenschaftliches
Forschungsinstitut der Universität Köln

Wie der Zensus den Länderfinanzausgleich beeinflusst
Weil der Länderfinanzausgleich auf der Differenz zwischen dem Steueraufkommen und dem
Finanzbedarf je Einwohner basiert, werden die Zuweisungen nach der Volkszählung rückwirkend
bis 2011 neu justiert. Für 2012 stehen drei Ländern demnach rein rechnerisch weniger Mittel zu, 
den anderen dagegen mehr Mittel.
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Veränderung der Zuweisungen
für 2012 in Millionen Euro

Länderfinanzausgleich
Der Länderfinanzausgleich (LFA) ist ein 
mehrstufiges Verfahren, mit dem laut 
Artikel 107 des Grundgesetzes „die 
unterschiedliche Finanzkraft der Län-
der angemessen ausgeglichen wird“. 
Vorgeschaltet ist ein Ausgleich der 
Umsatzsteuer, deren Aufkommen schon 
aufgrund der ungleichen Verteilung gro-
ßer Firmen stark zwischen den Ländern 
divergiert.  
Die erste Stufe des LFA im engeren 
Sinne besteht aus Ausgleichszahlungen 
zwischen den Ländern. Dabei wird der 
Bedarf pro Land nach der Einwohner-
zahl bestimmt, wobei Großstädten 
– vor allem den Stadtstaaten – ein hö-
herer Finanzbedarf pro Einwohner zu-
gebilligt wird. Dünn besiedelte Länder 
wie Mecklenburg-Vorpommern dürfen 
aber ebenfalls einen leicht überdurch-
schnittlichen Bedarf geltend machen. 
Auf dieser Ebene wurden 2012 rund 
7,9 Milliarden Euro umverteilt. Nach 
diesem Schritt kommt der vertikale Aus-
gleich: Der Bund leistet Ergänzungszu-
weisungen, um dem Sonderbedarf etwa 
der neuen Länder und der Hauptstadt-
funktion Berlins gerecht zu werden, 
aber auch, um die Zahlerländer nicht zu 
überfordern. Im Jahr 2012 waren dies 
insgesamt 11,5 Milliarden Euro. 



Staat schreckt Bauherren ab

Wohnungsbau. Der Abschreibungs-
satz für Mietwohnungen reicht mittler-
weile bei weitem nicht mehr aus, den 
jährlichen Wertverlust der Gebäude 
korrekt abzubilden. Dadurch werden 
Immobilieninvestitionen steuerlich be-
nachteiligt – mit gravierenden Folgen 
für den Wohnungsmarkt.

Wer in Deutschland Wohnungen 
baut oder kauft, um sie anschließend 
zu vermieten, kann die Baukosten 
oder den Kaufpreis steuerlich gel-
tend machen. Diese Abschreibungen 
sollen möglichst jenem Wertverlust 
entsprechen, den eine Immobilie im 
Laufe der Zeit erleidet. Er entsteht 
unter anderem dadurch, dass das 
Dach oder die Heizungsanlage 
einem Verschleiß unterliegen. Und 
selbst bei bester Instandhaltung gilt: 
Der Zahn der Zeit nagt an jedem 
Haus. Zugleich steigen aber die An-
sprüche der Mieter an den Wohn-
komfort.

Dem Staat ist dies jedoch offenbar 
egal – er hat die Abschreibungsre-
geln stetig verschlechtert (Grafik):

Bis 1995 konnten Bauherren und 
Käufer schon in den ersten zehn Jah-
ren 58 Prozent ihrer Kosten steuerlich 
geltend machen – seit 2006 dagegen 
nur noch 20 Prozent.

So vorteilhaft die niedrigeren Ab-
schreibungssätze für den Fiskus 
auch sind, auf  dem Immobilien-
markt haben sie eine fatale Wirkung. 
Denn der aktuelle Satz erfasst nur 
noch rund die Hälfte des tatsäch-
lichen Wertverzehrs, wie das IW 
Köln errechnet hat:

Während der lineare Abschrei-
bungssatz für Wohnimmobilien nur 
noch 2 Prozent pro Jahr beträgt, liegt 
der tatsächliche jährliche Wertverlust 
infolge technischer Abnutzung, Alte-
rung und Inflation bei rund 4 Prozent.

Durch die unzureichenden Ab-
schreibungsmöglichkeiten werden 
Investitionen in Immobilien gegen-

über anderen Kapitalanlagen – z. B. 
Investitionen in Maschinen – steu-
erlich benachteiligt. Damit sinkt für 
potenzielle Investoren der Anreiz, 
neue Wohnungen zu bauen. Ange-
sichts des knappen Wohnungsange-
bots gerade in den Ballungsräumen 
trägt der Staat durch die niedrigen 
Abschreibungssätze also indirekt zu 
den steigenden Mieten bei.

Zudem macht es die geltende 
Rechtslage attraktiver, ältere Immo-
bilien nur instand zu halten, anstatt 
sie zu sanieren oder ganz neu zu 
bauen – auch wenn die letzten beiden 
Optionen schon wegen der günstige-
ren Energiebilanz besser wären.
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Quelle: IW-Zusammenstellung

Mietwohnungen: Schlechter abzuschreiben
So viel Prozent der Kauf- oder Baukosten für neu errichtete Wohnimmobilien konnten die Besitzer in Deutschland pro Jahr maximal steuerlich absetzen
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Ein halbes Jahrhundert später 
sind die deutsch-amerikanischen 
Wirtschaftsbeziehungen nicht min-
der intensiv (Grafiken Seite 5): 
Deutschland führte zuletzt für rund 
137 Milliarden Euro Waren aus 
Amerika ein und nach Amerika aus 
– damit sind die USA Deutschlands 
viertwichtigster Handelspartner. Je-
der zweite Kühlschrank und mehr 
als 500.000 Autos in den USA stam-
men aus der Bundesrepublik; umge-
kehrt finden vor allem pharmazeu-
tische Erzeugnisse sowie medizi-
nische und elektronische Geräte den 
Weg über den Atlantik hierher.

Im Dienstleistungshandel mit den 
USA verbucht Deutschland hinge-
gen ein leichtes Defizit – im Jahr 
2012 in Höhe von rund 2,5 Milliar-
den Euro. Das liegt vor allem am 
Reiseverkehr, den Dienstleistungen 
der Unternehmensberater sowie an 
der Filmwirtschaft – Branchen, in 
denen die USA seit jeher besonders 
stark sind.

Großes Vertrauen bezeugt auch 
das Volumen der Direktinvestiti-
onen. In keinem anderen Land der 
Welt haben deutsche Unternehmen 
so viel investiert wie zwischen Seattle 
und Miami (Grafik):

Der Bestand an deutschen Direkt­
investitionen in den USA belief sich 
2011 auf fast 254 Milliarden Euro.

Amerikanische Unternehmen wa-
ren im selben Jahr immerhin mit 
rund 50 Milliarden Euro in Deutsch-
land engagiert.

 Die transatlantischen Wirt-
schaftsbeziehungen dürften zudem 
einen gewaltigen Aufschwung erfah-
ren, wenn ein Projekt realisiert wird, 
das die europäischen und amerika-

August 1949 durch die britischen 
und amerikanischen „Rosinenbom-
ber“ gaben die beiden Westmächte 
insgesamt 200 Millionen Dollar aus.

Unter Mitwirkung der USA be-
kam die deutsche Wirtschaft nach 
und nach auch wieder Zugang zu 
den zuvor abgeschotteten Märkten. 
Gleichzeitig trieb der Wirtschaftsmi-
nister und spätere Bundeskanzler 
Ludwig Erhard die wirtschaftliche 
Liberalisierung der Bundesrepublik 
voran – ebenfalls eine wichtige Vo-
raussetzung für das deutsche Wirt-
schafts- und Exportwunder:

Zwischen 1953 und 1963 wuchsen 
die deutschen Exporte um jahres­
durchschnittlich fast 13 Prozent, die 
Ausfuhren in die USA sogar um an­
nähernd 17 Prozent pro Jahr.

Deutsch-amerikanische Beziehungen. Als John F. Kennedy vor 50 Jahren 
Berlin besuchte, ging es ihm vor allem darum, die westlichen Werte von Freiheit 
und Demokratie hochzuhalten. Bei Barack Obamas Besuch standen nicht nur 
freundschaftliche, sondern auch wirtschaftliche Interessen im Mittelpunkt. 
Während seiner Europareise hat sich der US-Präsident unter anderem für ein 
transatlantisches Handelsabkommen eingesetzt.

Zwischen der Kennedy-Visite und 
Obamas erstem offiziellen Staatsbe-
such in Berlin ist viel passiert: Vor 
50 Jahren war Westberlin ein Symbol 
der Verteidigung von Freiheit und 
Demokratie, eine Insel inmitten 
eines feindlichen kommunistischen 
Umfelds, abgetrennt vom Rest Eu-
ropas durch die kurz zuvor errichte-
te Berliner Mauer.

Seit dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs waren es vor allem die USA, 
die sich darum bemühten, die Bun-
desrepublik wieder in die westliche 
Gemeinschaft einzubinden. Der 
Marshallplan und die Berliner Luft-
brücke kosteten die Amerikaner 
viele Milliarden Dollar. Allein für 
die Versorgung der 2,1 Millionen 
Westberliner zwischen Juni 1948 und 

iw-dienst | Nr. 25 | 20. Juni 2013 | Seite 4 

©
 2

01
3 

IW
 M

ed
ie

n 
· 

iw
d 

25

Quelle: Deutsche Bundesbank

Deutsche Unternehmen go USA

253,9

117,1

47,0

36,2

27,5

15,0

38,8

24,2

19,7

9,2

G7-Staaten

USA

Vereinigtes Königreich

Frankreich

Italien

Spanien

Japan

BRIC-Staaten

China

Brasilien

Russland

Indien

Deutscher 
Direktinvestitionsbestand

im Ausland im Jahr 2011 
in Milliarden Euro
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nur ein sehr geringer Anteil der ame-
rikanischen Agrarexporte in die EU 
kommt: Obwohl auf den Äckern der 
Vereinigten Staaten 38 Prozent der 
weltweiten Maiserträge wachsen, 
importiert Europa lediglich einen 
Bruchteil davon. Ähnlich sieht es bei 
Geflügel und Rindfleisch aus.

ropäischen Union existieren zum 
Beispiel deutlich strengere Regeln 
für gentechnisch veränderte Lebens-
mittel als in den USA. Auch die 
Zölle sind für landwirtschaftliche 
Produkte deutlich höher als für in-
dustrielle Waren. Die europäischen 
Restriktionen haben zur Folge, dass 

nischen Staatenlenker seit den 
1990er Jahren umtreibt und für des-
sen Forcierung sich Obama in seiner 
jüngsten Rede zur Nation aussprach: 
ein Freihandelsabkommen zwischen 
Europa und den Vereinigten Staaten.

Diese Transatlantische Handels- 
und Investitionspartnerschaft 
(TTIP) wäre das größte bilaterale 
Handelsabkommen aller Zeiten. Da-
mit würden nicht nur die verbliebe-
nen Zölle im Handel zwischen den 
USA und der EU nach und nach 
abgebaut. Ein solcher Schritt würde 
vor allem – so die Hoffnung – Tau-
sende von regulatorischen Vorschrif-
ten dies- und jenseits des Atlantiks 
angleichen. Es gäbe dann weder 
Schutzzölle noch Umrüstungspflich-
ten für Pkws und Elektrogeräte oder 
Restriktionen für die Herstellung 
und Behandlung von Lebensmitteln.

Doch gerade der Agrarbereich 
könnte sich als Knackpunkt in den 
Verhandlungen erweisen. In der Eu-
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Gute Geschäfte mit den Vereinigten Staaten
Deutscher Warenhandel mit den USA in Milliarden Euro
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Rest zu 100: sonstige Waren; Ursprungsdaten: OECD 

Amerikaner schätzen deutsche Autos
So viel Prozent der deutschen Exporte in die USA 
entfielen 2011 auf ...

Deutsche kaufen Pillen made in USA
So viel Prozent der deutschen Importe aus den USA 
entfielen 2011 auf ...
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Vitamin B hilft am besten

Mitarbeiterrekrutierung. Jedes Jahr 
werden mehrere Millionen Stellen neu 
ausgeschrieben. Die meisten Betriebe 
setzen, wenn sie neue Mitarbeiter su-
chen, auf bewährte Instrumente – wie 
persönliche Kontakte. Das Internet ist 
inzwischen auf der Rangliste der 
Suchwege auf Platz zwei geklettert.

Für die Betriebe ist es in den ver-
gangenen Jahren nicht leichter ge-
worden, qualifiziertes Personal zu 
finden: Die Zahl der Arbeitslosen ist 
innerhalb weniger Jahre von knapp 
5 auf 3 Millionen gesunken. Und das 
Arbeitskräfteangebot schrumpft de-
mografisch bedingt jedes Jahr um 
eine sechsstellige Zahl – da hilft es 
auch wenig, dass immer mehr 
Frauen und Ältere arbeiten wollen.

Ein Indiz dafür, wie schwierig es 
geworden ist, Stellen zu besetzen, ist 
die Vakanzzeit – also jener Zeit-
raum, der zwischen dem frühest-

möglichen Besetzungstermin einer 
offenen Stelle und der tatsächlichen 
Besetzung verstrichen ist.

Die durchschnittliche Vakanzzeit 
der gemeldeten offenen Stellen be-
trägt inzwischen 100 Tage – noch vor 
drei Jahren waren es 27 Tage weniger.

Wegen der wachsenden Schwie-
rigkeiten bei der Personalfindung 
wurden zuletzt fast alle Instrumente 
der Mitarbeiterrekrutierung häu-
figer eingesetzt als im Jahr 2006 
(Grafik):

•	 Persönliche Kontakte. Fast die 
Hälfte der Betriebe spannt die eige-
nen Mitarbeiter bei der Personal-
suche ein, nach dem Motto: Kennt 
ihr nicht jemanden, der zu uns passt? 
Darüber hinaus bemühen sich die 
Unternehmen auch selbst um Kon-
takte zu potenziellen Mitarbeitern, 
so eine Befragung der IW Consult 
von mehr als 2.000 Betrieben im Jahr 
2012. Demnach betreuen 20 Prozent 

der Firmen Abschlussarbeiten von 
Hochschulabsolventen und 60 Pro-
zent bieten Schülerpraktika an. Das 
wirkt: Mehr als die Hälfte der Be-
triebe findet über persönliche Kon-
takte tatsächlich neue Mitarbeiter. 

•	 Inserate in Zeitungen und Zeit-
schriften. Je nach Konjunkturlage 
wird dieser Weg mal weniger und 
mal stärker genutzt. Im Krisenjahr 
2009 waren nur 32 Prozent der Per-
sonalchefs bereit, Geld für Inserate 
auszugeben.

•	 Internet. Weil die Kosten für die-
ses Medium relativ gering sind, ha-
ben zuletzt 44 Prozent der Firmen 
Stellenangebote auf  der eigenen 
Homepage platziert. Allerdings hat-
ten lediglich 18 Prozent der Unter-
nehmen mit der Suche über das In-
ternet Erfolg, bei den Zeitungsinse-
raten waren es dagegen 50 Prozent.

•	 Private Arbeitsvermittlung. Ihr 
Marktanteil ist in den vergangenen 
Jahren zwar gestiegen, mit 14 Pro-
zent aber immer noch recht niedrig, 
was angesichts einer Erfolgsquote 
von 37 Prozent zunächst verwun-
dert. Zum Vergleich: Die Erfolgs-
quote der staatlichen Arbeitsagen-
turen beträgt nur 30 Prozent.

Dass die private Arbeitsvermitt-
lung von so wenigen Betrieben ge-
nutzt wird, hat Gründe: So gehen die 
staatlichen Arbeitsagenturen mit 
Vermittlungsgutscheinen sehr spar-
sam um. Damit können Arbeitslose 
einen privaten Arbeitsvermittler be-
auftragen, für sie tätig zu werden. Im 
Jahr 2012 wurden für die Gutscheine 
nur rund 30 Millionen Euro ausge-
geben – bei einem Gesamtbudget für 
Maßnahmen der aktiven Arbeits-
marktpolitik von 9 Milliarden Euro.©
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Befragung von mehr als 14.000/15.000 Betrieben im 4. Quartal 2006/2011
Quelle: Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

Wie Unternehmen Mitarbeiter suchen
Antworten in Prozent,
Mehrfachnennungen

Über eigene Mitarbeiter,
persönliche Kontakte

Internet 

Arbeitsagentur (einschließlich
Jobbörse im Internet)
Inserate in Zeitungen 
und Zeitschriften

Online-Stellenbörsen

Auswahl aus 
Initiativbewerbern

Interne Ausschreibung

Private Arbeitsvermittlung

Antwort auf Stellengesuche

Soziale Netzwerke

2006

40 49

29alle Wege nur eigene Homepage 44

33 43

41 40

– 37

27 30

20 21

9 14

5 10

– 10

2011
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Die Geburt des Wirtschaftswunders

Währungsreform. Mit der Einführung 
der D-Mark vor 65 Jahren fand der 
Handel auf dem Schwarzmarkt ein 
Ende – und die Erfolgsstory der Markt-
wirtschaft in Deutschland begann.

Das Jahr 2013 kann mit großen 
Jubiläen aufwarten: Vor 200 Jahren 
wurde Richard Wagner geboren, die 
SPD kann auf 150 Jahre zurückbli-
cken – und vor 65 Jahren kam die 
D-Mark zur Welt. Am 21. Juni 1948 
wurde in den drei westlichen Besat-
zungszonen die Reichsmark durch 
die Deutsche Mark ersetzt. Damit 
ist die D-Mark fast ein Jahr vor der 
Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland eingeführt worden.

Zum Hintergrund der Währungs-
reform: Nach dem Zweiten Welt-
krieg hatten die Besatzungsmächte 
zunächst das Versorgungssystem 
beibehalten, wonach viele Güter nur 
gegen Bezugsscheine zu bekommen 
waren. Mit der alten Reichsmark 
konnten die Menschen dagegen 
kaum etwas kaufen. Bereits bis 
Kriegsende hatte das Geldvolumen 
auf etwa 300 Milliarden RM zuge-
nommen – gegenüber 60 Milliarden 
RM im Jahr 1938.

Der Geldüberhang führte dazu, 
dass Händler Waren horteten oder 
nur schwarz zu überhöhten Preisen 
anboten. Wirtschaftshistorikern zu-
folge war auf dem Schwarzmarkt in 
Hamburg im Mai 1948 ein Roggen-
brot für 9,50 RM zu haben – ein 
Facharbeiter verdiente jedoch gera-
de einmal 10 RM am Tag.

Die Währungsreform beendete 
dieses Missverhältnis. Am 20. Juni 
1948 erhielt jeder Bewohner der drei 
Westzonen 40 DM für 40 RM. Spä-

ter im Jahr gab es weitere 20 DM pro 
Person. Die übrigen Ersparnisse 
wurden im Verhältnis von 100 RM 
zu 10 DM umgetauscht, wobei aber 
nur die Hälfte auf ein Konto kam, 
über das die Bürger sofort verfügen 
konnten. Der Rest landete zunächst 
auf  einem Festkonto und wurde 
später sogar zum Teil vernichtet.

Unterm Strich betrug das Umstel-
lungsverhältnis 100 RM zu 6,50 DM.

Laut Zeitzeugen verschwanden 
direkt nach der Währungsreform die 
Schwarzmärkte, die Auslagen der 
Läden füllten sich mit Waren und in 
den Fabriken wurde die Arbeit wie-
der aufgenommen. Laut Statisti-
schem Jahrbuch von 1952 stieg die 
Industrieproduktion im ersten Jahr 
nach der D-Mark-Einführung um 
65 Prozent. Die Investitionsgüter-
hersteller verdoppelten ihre Ferti-
gung sogar.

Dieser Wirtschaftsboom war al-
lerdings nur zum Teil dem neuen 
Geld zuzuschreiben. Ebenso wichtig 

waren die Wirtschaftsreformen. 
Ludwig Erhard, damals Direktor der 
Verwaltung für Wirtschaft, setzte 
Ende Juni 1948 eine Vielzahl von 
Preiskontrollen und Bewirtschaf-
tungsvorschriften außer Kraft. Hin-
zu kamen weitere Liberalisierungen. 
Im November folgte die Aufhebung 
des Lohnstopps.

Ganz ohne negative Begleiter-
scheinungen blieb die Währungsre-
form jedoch nicht – bevor die Gü-
terproduktion mit der Nachfrage 
mithalten konnte, stiegen die Preise 
in der zweiten Jahreshälfte 1948 um 
gut 14 Prozent; 1949 gaben sie aber 
nach. Anschließend blieb die Teue-
rung lange Zeit moderat (Grafik):

In den 1950er Jahren stiegen die 
Verbraucherpreise im Schnitt nur um 
jährlich 1,9 Prozent.

Die junge D-Mark präsentierte 
sich also äußerst wertstabil. Erst in 
den 1970er Jahren mussten die Bun-
desbürger mit wesentlich höheren 
Inflationsraten zurechtkommen.
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Verbraucherpreise in Deutschland, 1948 = 100 

100

50

150

200

250

300

350

111,6
92,6

143,5

232,6

300,0

364,9

Jahresdurchschnitte, 1948 = zweite Jahreshälfte; bis 1990: nur Westdeutschland;
Verbraucherpreise: Preisindex für die Lebenshaltung eines Vier-Personen-Haushalts von Arbeitern 
und Angestellten mit mittlerem Einkommen; Ursprungsdaten: Statistisches Bundesamt

Die D-Mark-Ära: Kaufkraft lange recht stabil
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Boom im Web

Werbung. Die Einnahmen auf dem 
deutschen Online-Werbemarkt sind im 
vergangenen Jahr erstmals über die 
Marke von 1 Milliarde Euro gestiegen. 
Fast alle anderen Werbeträger mussten 
dagegen kräftige Umsatzrückgänge 
hinnehmen.

Wenn Reklame kommt, zappen 
wir weg, behaupten viele Fernsehzu-
schauer. Und trotzdem ist das TV 
weiterhin das meistgefragte Werbe-
medium (Grafik):

Mit Einnahmen von rund 4 Milli-
arden Euro blieb das Fernsehen 2012 
die beliebteste Werbeplattform in 
Deutschland – auch wenn die Netto-
erlöse seit 2007 um 2,5 Prozent ge-
sunken sind.

Im Internet funktioniert Werbung 
anders als im TV. Entweder man 
klickt sie weg oder sie ist als Banner 
beim Surfen allgegenwärtig. Doch 
ob so oder so – das Web ist der 
Werbe-Überflieger der vergangenen 
Jahre:

Die Netto-Werbeeinnahmen von 
Online-Angeboten lagen im Jahr 
2012 bei gut 1 Milliarde Euro – das 
waren 57 Prozent mehr als 2007.

Online-Werbung greift auf Daten 
zurück wie die Surfprofile der Nut-
zer oder ihre Ortsangaben. Dadurch 
kann die Werbung individueller 
zugeschnitten werden und ist ent-
sprechend effektiver. Ein Markt der 
Zukunft. Denn schon 2017 soll welt-
weit mehr als die Hälfte der Haus-
halte über einen mobilen Internet-
zugang verfügen, so die Prognose 
der Unternehmensberatung Price-
waterhouseCoopers.

Neben dem Online-Bereich konn-
ten 2012 lediglich Fernsehen, Hör-
funk und Filmtheater ihre Werbeein-

nahmen im Vergleich zum Vorjahr 
steigern – aber nur leicht. Tageszei-
tungen und Publikumszeitschriften 
wie Programmzeitschriften und Un-
terhaltungsmagazine sind weiterhin 
die großen Verlierer. Die Werbeein-
nahmen der Tageszeitungen gingen 
zuletzt um 9 Prozent zurück, die der 
Publikumszeitschriften um mehr als 
11 Prozent. In den vergangenen fünf 
Jahren verloren beide sogar jeweils 
fast 30 Prozent.

Am meisten geworben wird übri-
gens für Handelsorganisationen wie 
Lebensmitteldiscounter oder Elek-
trohändler und für Autos. Damit ist 
Deutschland der viertgrößte Werbe-
markt der Welt – hinter den USA, 
Japan und China.
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Quellen: Bundesverband Deutscher Anzeigenblätter,
Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft

Werbemarkt: Shootingstar Online
2012

Online-
Angebote

62 Milliarden
Besucher

Auflage
94 Millionen

36,4 Millionen
angemeldete TV-Geräte

42,5 Millionen angemel-
dete Hörfunkgeräte

Auflage
22,2 Millionen 

135,1 Millionen
Besucher

Auflage
1,9 Millionen

Auflage
21,4 Millionen

Auflage
120,8 Millionen

Anzeigen-
blätter

Fernsehen

Hörfunk

Fachzeit-
schriften

Kino

Wochen-
zeitungen

Tages-
zeitungen

Publikums-
zeitschriften

1.079

2.001

4.051

720

858

88

199

3.233

1.281

Veränderung gegenüber 2007 in Prozent Netto-Werbeeinnahmen in Millionen Euro

177,7

3,5

-1,4

-0,7

-9,4

7,7

-9,5

-13,4

-9,4

56,6

1,5

-2,5

-3,4

-15,6

-16,8

-26,1

-29,2

-29,7


